
Synopse zur Änderung der Gebührensatzung des Gemeinsamen Gutachterausschusses südwestlicher Rhein-Neckar-Kreis 

 

Änderungen und neu eingefügte Texte sind gekennzeichnet durch farbiges Hervorheben der Passagen. Grundlegende Änderungen im größeren 
Umfang sind vor dem § durch Einschub eines Kommentars erläutert. 

 

 

 Satzung in der zu beschließenden Form 

 

§ 1 Gebührenpflicht  

  

(1) Die Stadt Schwetzingen als erfüllende Gemeinde des Gemeinsamen Gut-

achterausschusses südwestlicher Rhein-Neckar-Kreis erhebt Gebühren 

nach Maßgabe dieser Satzung für die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss gemäß § 193 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) und 

für Leistungen der Geschäftsstelle nach Maßgabe dieser Satzung. 

 

(2) Für Amtshandlungen des Gutachterausschusses bzw. seiner Geschäfts-

stelle, insbesondere für Auskünfte nach § 196 Abs. 3 BauGB und die Ge-

währung von Auskünften aus der Kaufpreissammlung gemäß § 13 Abs. 1 

Gutachterausschussverordnung werden Gebühren gemäß der in § 4 auf-

geführten Gebührentabelle erhoben. 

  

(3) Diese Satzung ist nicht anzuwenden, wenn der Gutachterausschuss oder 

dessen Geschäftsstelle von einem Gericht oder der Staatsanwaltschaft zu 

Beweiszwecken herangezogen wird. Für derartige Leistungen werden Ge-

bühren entsprechend dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 

und Sachverständigen (JVEG, ZSEG) erhoben. Soweit rechtlich geboten 

wird die Umsatzsteuer hinzugerechnet.  

 

 Satzung in der bisherigen Form 

 

§ 1 Gebührenpflicht  

  

(1) Die Stadt Schwetzingen als erfüllende Gemeinde des Gemeinsamen Gut-

achterausschusses Bezirk Schwetzingen erhebt Gebühren nach Maßgabe 

dieser Satzung für die Erstattung von Gutachten durch den Gutachteraus-

schuss gemäß § 193 Absatz 1 BauGB und für Leistungen der Geschäfts-

stelle nach Maßgabe dieser Satzung. 

 

(2) Für Amtshandlungen des Gutachterausschusses bzw. seiner Geschäfts-

stelle, insbesondere für Auskünfte nach § 196 Abs. 3 BauGB und die Ge-

währung von Auskünften aus der Kaufpreissammlung gemäß § 13 Abs. 1 

Gutachterausschussverordnung werden Gebühren gemäß der in § 4 auf-

geführten Gebührentabelle erhoben. 

  

(3) Diese Satzung ist nicht anzuwenden, wenn der Gutachterausschuss oder 

dessen Geschäftsstelle von einem Gericht oder der Staatsanwaltschaft zu 

Beweiszwecken herangezogen wird. Für derartige Leistungen werden Ge-

bühren entsprechend dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 

und Sachverständigen (JVEG, ZSEG) erhoben, soweit rechtlich geboten 

wird die Umsatzsteuer hinzugerechnet.  

 

 



§ 2 Gebührenschuldner, Haftung  

  

(1) Gebührenschuldner ist, wer die Erstattung des Gutachtens oder Leistun-

gen der Geschäftsstelle veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenom-

men wird.   

  

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.  

  

(3) Neben dem Gebührenschuldner haftet, wer die Gebührenschuld durch 

schriftliche Erklärung gegenüber der Geschäftsstelle des Gemeinsamen 

Gutachterausschusses übernommen hat; dies gilt auch für denjenigen, der 

für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.  

 

 

§ 3 Gebührenmaßstab  

 

(1) Die Gebühren werden nach dem Wert der Sachen und Rechte im Zeitpunkt 

der Wertermittlung erhoben, dem Verkehrswert der Grundstücke, von 

grundstücksgleichen oder sonstigen Rechten, von baulichen Anlagen so-

wie vom Grundstückszubehör. Sollte der für die Bewertung relevante Stich-

tag vor dem Tag der Beschlussfassung liegen, so richten sich die Gebüh-

ren nach dem auf den Tag der Beschlussfassung indexierten Wert. Zur In-

dexierung wird der Verbraucherpreisindex herangezogen. 

Wertminderungen durch besondere objektspezifische Grundstücksmerk-

male bleiben bei der Gebührenbemessung unberücksichtigt. Dies können 

beispielsweise wertmindernd zu berücksichtigende Rechte und Lasten 

oder durch Bauschäden erforderliche Investitionen sein. Die Gebühr er-

rechnet sich nach der in § 4 aufgeführten Gebührentabelle. 

§ 2 Gebührenschuldner, Haftung  

  

(1) Gebührenschuldner ist, wer die Erstattung des Gutachtens oder Leistun-

gen der Geschäftsstelle veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenom-

men wird.   

  

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.  

  

(3) Neben dem Gebührenschuldner haftet, wer die Gebührenschuld durch 

schriftliche Erklärung gegenüber der Geschäftsstelle des Gemeinsamen 

Gutachterausschusses übernommen hat; dies gilt auch für denjenigen, der 

für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.  

 

 

§ 3 Gebührenmaßstab  

 

(1) Die Gebühren werden nach dem Wert der Sachen und Rechte im Zeitpunkt 

der Wertermittlung erhoben, also dem Verkehrswert der Grundstücke, von 

grundstücksgleichen oder sonstigen Rechten, von baulichen Anlagen so-

wie vom Grundstückszubehör. Sollte der für die Bewertung relevante Stich-

tag vor dem Tag der Beschlussfassung liegen, so richten sich die Gebüh-

ren nach dem auf den Tag der Beschlussfassung indexierten Wert.  

Wertminderungen durch Baumängel oder Bauschäden, durch Altlasten 

oder besondere objektspezifische Grundstücksmerkmale bleiben bei der 

Gebührenbemessung unberücksichtigt. Die Gebühr errechnet sich nach 

der in § 4 aufgeführten Gebührentabelle. 

 

 

 

 

 

 



(2) Sind im Rahmen einer Wertermittlung mehrere Sachen oder Rechte (nach-

folgend allgemein als Wertermittlungsobjekt bezeichnet), die sich auf ein 

Grundstück oder ein grundstücksgleiches Recht beziehen, zu bewerten, so 

ist die Gebühr aus der Summe der Werte der einzelnen Gegenstände zu 

berechnen. Wenn Wertunterschiede auf der Grundlage unterschiedlicher 

Grundstückseigenschaften zu ermitteln sind, wird die Gebühr aus der 

Summe der für die Wertunterschiede maßgebenden Verkehrswerte ermit-

telt. Dies trifft beispielsweise zu, wenn ein Einfamilienhaus und zusätzlich 

ein Nießbrauch zu bewerten sind. 

 

(3) Sind Wertermittlungen für Wertermittlungsobjekte auf unterschiedliche 

Stichtage durchzuführen, ohne dass sich die wertrelevanten Zustands-

merkmale oder die rechtlichen Gegebenheiten geändert haben, so ist bei 

der Gebührenberechnung für den Stichtag mit dem höchsten Wert der volle 

Wert zugrunde zu legen. Für jeden weiteren Stichtag ermäßigt sich der zu-

grunde zu legende Wert um die Hälfte der Gebühr nach Absatz 1. Zum 

Vergleich der Werthöhe werden die Werte beider Stichtage auf den Zeit-

punkt der Beschlussfassung mit dem Verbraucherpreisindex indexiert. 

 

(4) Sind dieselben Wertermittlungsobjekte innerhalb von 3 Jahren erneut zu 

bewerten, ohne dass sich die tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse 

geändert haben, so reduziert sich die Gebühr um 30 %. 

 

(5) Sind im Rahmen eines Wertermittlungsauftrags in einem Gebäude meh-

rere Eigentumswohnungen zu bewerten, so wird für die Eigentumswoh-

nung mit dem höchsten Verkehrswert nach § 3 Abs. 1 die volle Gebühr 

erhoben. Für jede weitere Wertermittlung ermäßigt sich die Gebühr um 20 

%. 

 

(6) Wird der Wert eines ideellen Miteigentumsanteils (z. B. ein Anteil einer Er-

bengemeinschaft) an einem Wertermittlungsobjekt ermittelt, so wird die 

Gebühr aus dem Wert des gesamten Wertermittlungsobjekt berechnet, da 

der ideelle Anteil nur durch Feststellung des Gesamtwerts zu ermitteln ist.  

(2) Sind im Rahmen einer Wertermittlung mehrere Sachen oder Rechte, die 

sich auf ein Grundstück oder ein grundstücksgleiches Recht beziehen, zu 

bewerten, so ist die Gebühr aus der Summe der Werte der einzelnen Ge-

genstände zu berechnen. Wenn Wertunterschiede auf der Grundlage un-

terschiedlicher Grundstückseigenschaften zu ermitteln sind, wird die Ge-

bühr aus der Summe der für die Wertunterschiede maßgebenden Ver-

kehrswerte ermittelt.  

 

 

 

(3) Sind Wertermittlungen für Sachen und Rechte auf unterschiedliche Stich-

tage durchzuführen, ohne dass sich die wertrelevanten Zustandsmerkmale 

wesentlich geändert haben, so ist bei der Gebührenberechnung für den 

Stichtag mit dem höchsten Wert der volle Wert zugrunde zu legen und für 

jeden weiteren Stichtag ermäßigt sich der zugrunde zu legende Wert um 

die Hälfte der Gebühr nach Absatz 1.  

 

 

 

 

(4) Sind dieselben Sachen und Rechte innerhalb von 3 Jahren erneut zu be-

werten, ohne dass sich die tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse ge-

ändert haben, so reduziert sich die Gebühr um 30 %. 

 

(5) Sind im Rahmen eines Wertermittlungsauftrags in einem Gebäude meh-

rere Eigentumswohnungen zu bewerten, so wird für die Eigentumswoh-

nung mit dem höchsten Verkehrswert nach § 3 Abs. 1 die volle Gebühr 

erhoben. Für jede weitere Wertermittlung ermäßigt sich die Gebühr um 20 

%. 

 

(6) Wird der Wert eines ideellen Miteigentumsanteils an einem bebauten oder 

unbebauten Grundstück ermittelt, der nicht mit Sondereigentum nach dem 

Wohnungseigentumsgesetz verbunden ist, so wird die Gebühr aus dem 

Wert des gesamten Grundstücks berechnet. 

 

 



-------------------------------- 

Nachfolgender Text ist nicht in der Gebührensatzung enthalten. 

Erläuternder Kommentar zum vollständig überarbeiteten § 4: 

- Gebühren sind für private Verbraucher inkl. MwSt. auszuweisen. In der 

bisherigen Satzung sind die Gebühren netto ausgewiesen. 

- Das Berechnen der anfallenden Gebühr wird vereinfacht mit dem geän-

derten Berechnungsverfahren der Interpolation. 

- Gebühren für Wertermittlungsobjekte niedriger Werte wurden angehoben, 

damit sie annähernd auskömmlich abgerechnet werden. 

- Die Gebühren wurden in der Höhe mit denen der anderen Gutachteraus-

schüsse im Rhein-Neckar-Raum abgeglichen sowie mit Honorarempfeh-

lungen der Verbände für Sachverständige. 

- Klarstellungen und Beispiele wurden bei Bedarf aufgenommen. 

- Auf die vollständige gelbe Hinterlegung wurde zur Lesbarkeit verzichtet. 

----------------------------------- 

§ 4 Gebührenhöhe  

 

Für Leistungen des Gemeinsamen Gutachterausschusses südwestlicher 

Rhein-Neckar-Kreis werden die folgenden Gebühren erhoben. Die Gebühren 

werden auf volle Euro-Beträge aufgerundet.  

 

(1) Bei der Wertermittlung aller Wertermittlungsobjekte richtet sich die Ge-

bühr nach dem marktangepassten vorläufigen Verfahrenswerts, also dem 

Wert ohne Berücksichtigung der sogenannten besonderen objektspezifi-

schen Grundstücksmerkmale. Die nachfolgend genannten Gebühren für 

Wertermittlungen enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer. Die nachfol-

gende Tabelle zeigt die Gebühren in Bezug zum Objektwert. Die Gebüh-

ren für Zwischenstufen des Objektwerts sind durch lineare Interpolation 

zu ermitteln. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 4 Gebührenhöhe 

 

(1) Für Leistungen des Gemeinsamen Gutachterausschusses Bezirk Schwet-

zingen werden die folgenden Gebühren erhoben. Die Gebühren werden 

auf volle EUR-Beträge aufgerundet.  

 

Bei der Wertermittlung von Sachen und Rechten beträgt die Gebühr bei einem 

ermittelten Wert 

 

 

 



Objektwert in Höhe von Gebühr inkl. MwSt. 

  200.000 Euro   2.800 Euro  

  300.000 Euro   3.200 Euro  

  450.000 Euro   3.700 Euro 

  600.000 Euro   4.100 Euro 

  800.000 Euro   4.600 Euro 

1.000.000 Euro   5.000 Euro 

3.000.000 Euro   8.000 Euro 

5.000.000 Euro 10.500 Euro 

über 5.000.000 Euro 
10.500 Euro zuzüglich 100 Euro für die Erhö-
hung des Verfahrenswerts um je 100.000 € 

 

(2) Bei gesteigertem Aufwand erhöht sich die Gebühr um mindestens 5 % bis 

zu 50 %. Beispiele für erhöhten Aufwand sind: 

- Besonderheiten, die den Wert des Bodens beeinflussen wie z. B. Alt-

lasten, Baulasten oder ähnliches 

- Rechte / Lasten wie z. B. ein Erbbaurecht, ein Nießbrauch oder ähnli-

ches 

- besondere mietvertragliche Vereinbarungen wie Staffelmiete, Index-

miete oder ähnliches 

- erhebliche wirtschaftliche Überalterung, Bauschäden oder sonstige 

erhebliche Aufwendungen, die für die besonderen objektspezifischen 

Grundstücksmerkmale berücksichtigt werden müssen 

- die Anwendung des Liquidationsverfahrens 

- Bewertungen zu Stichtagen, die vor 2020 liegen 

- ein Aufmaß im Bewertungsobjekt, weil keine Pläne und nachvollzieh-

bare Flächenberechnungen vorliegen 

 

bis         50.000 Euro    500 Euro 

bis       150.000 Euro 
   500 Euro zzgl. 0,85 % aus dem Betrag über 
50.000 Euro 

bis       250.000 Euro 
1.350 Euro zzgl. 0,70 % aus dem Betrag über 
150.000 Euro 

bis       500.000 Euro 
2.050 Euro zzgl. 0,20 % aus dem Betrag über 
250.000 Euro 

bis    1.000.000 Euro 
2.550 Euro zzgl. 0,15 % aus dem Betrag über 
500.000 Euro 

bis    5.000.000 Euro 
3.300 Euro zzgl. 0,10 % aus dem Betrag über 
1.000.000 Euro 

über 5.000.000 Euro 
7.300 Euro zzgl. 0,05 % aus dem Betrag über 

5.000.000 Euro 

 

Bei der reinen Bodenwertermittlung, wie sie insbesondere nach § 38 Abs. 4 

Landesgrundsteuergesetz Baden-Württemberg als Nachweis eines anderen 

Grundstückwerts als der vom Finanzamt ermittelte notwendig ist, werden fol-

gende pauschalen Gebühren erhoben, wobei § 3 dieser Satzung keine An-

wendung findet: 
 

Bodenwertgutachten für Grundstücke im Innenbereich, die 
überwiegend zu Wohnzwecken genutzt werden sowie  
Grundstücke im Außenbereich mit max. zwei unterschied-
lichen  
Nutzungen (bezogen auf die wirtschaftliche Einheit) 

 800,00 Euro 

Bodenwertgutachten für Grundstücke im Innenbereich, die 
überwiegend zu Gewerbezwecken genutzt werden sowie  
Grundstücke im Außenbereich mit mehr als zwei unter-
schiedlichen  
Nutzungen (bezogen auf die wirtschaftliche Einheit) 

 925,00 Euro 



(3) Für die Anwendung besonderer Verfahren in der Wertermittlung wie zum 

Beispiel für die Ermittlung des Anfangs- und Endwerts in Sanierungsgebie-

ten oder für die Anwendung des Residualwertverfahrens, werden die Leis-

tungen mit den Gebühren für Sachverständige für die Bewertung von Im-

mobilien und Rechten an Immobilien entsprechend dem Justizvergütungs- 

und -entschädigungsgesetz (JVEG) erhoben. 

 

(4) Die Stundensätze des JVEG für Sachverständige werden auch für die Ab-

rechnung zusätzlicher schriftlicher Begründungen auf Verlangen des An-

tragstellers nach § 6 Absatz 3 der Gutachterausschussverordnung Baden-

Württemberg herangezogen sowie für die Teilnahme an Besprechungen, 

zusätzliche Ortstermine, Abstimmung mit Gutachern anderer Fachgebiete 

und sonstigen zusätzlichen Aufwand. 

 

(5) Bei der reinen Bodenwertermittlung nach § 38 Abs. 4 Landesgrundsteuer-

gesetz Baden-Württemberg als Nachweis eines anderen Grundstückwerts 

als der vom Finanzamt ermittelte, werden abweichend zu § 3 folgende pau-

schale Gebühren erhoben. Die Gebühren enthalten die gesetzliche Um-

satzsteuer. 

 

1 

Bodenwertgutachten für Grundstücke im Innenbe-
reich, die überwiegend zu Wohnzwecken genutzt 
werden sowie  
Grundstücke im Außenbereich, bei denen eine Nut-
zung in die Bewertung einzubeziehen ist (z. B. Woh-
nen Hofstelle) 

 1.200,00 
Euro 

2 

Bodenwertgutachten für Grundstücke im Innenbe-
reich, die überwiegend zu Gewerbezwecken genutzt 
werden oder mehrere Nutzungen aufweisen sowie  
Grundstücke im Außenbereich bei denen zwei oder 
mehr unterschiedliche Nutzungen zu berücksichtigen 
sind 

1.500,00 
Euro 

(2) Bei außergewöhnlich großem Aufwand (zum Beispiel für ein Aufmaß im 

Bewertungsobjekt, weil keine Pläne und nachvollziehbare Flächenberech-

nungen vorliegen oder bei der Ermittlung von Abbruchkosten im Zuge der 

Anwendung eines Liquidationswertverfahrens oder bei Anwendung eines 

Residualwertverfahrens oder zusätzlicher schriftlicher Begründung auf 

Verlangen des Antragstellers nach § 6 Absatz 3 der Gutachterausschuss-

verordnung Baden-Württemberg) erhöht sich die Gebühr um 10 % bis zu 

50 %. 

 

(3) In den Gebühren ist eine Ausfertigung für den Antragsteller und eine wei-

tere für jeden Eigentümer (§ 193 Absatz 5 BauGB) enthalten, soweit dieser 

nicht Antragsteller ist. Für jede weitere Ausfertigung wird eine Gebühr von 

25 Euro berechnet.  

 

(4) Soweit Leistungen nach dieser Satzung umsatzsteuerpflichtig sind, wird zu 

der Gebühr die Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe hinzuge-

rechnet.  



(5) In den Gebühren für Gutachten ist eine Ausfertigung für den Antragsteller 

und eine weitere für jeden Eigentümer (§ 193 Absatz 5 BauGB) enthalten, 

soweit dieser nicht Antragsteller ist. Für jede weitere Ausfertigung wird eine 

Gebühr von 25 Euro berechnet.  

 

(6) Die Gebühren für die Bearbeitung nachfolgend genannter Anträge sind um-

satzsteuerfrei. Beantragung und Ausfertigung des Ergebnisses ist in 

Schriftform (Brief oder Mail) vorgesehen. 

 

1 
Auskunft über den Bodenrichtwert eines Flurstücks 
der ab dem Stichtag 31.12.2020 ermittelt wurde 

  30,00 Euro 

2 

Auskünfte über den Bodenrichtwert eines Flur-
stücks, der von den Vorgängergutachterausschüs-
sen ermittelt wurde, also zu Stichtagen vor dem 
31.12.2020 

  50,00 Euro 

3 

Werden im selben Antrag weitere Bodenrichtwerte zu anderen Flur-
stücken abgefragt zum identischen Stichtag des ersten Flurstücks, 
so beträgt die Gebühr für jedes weitere Flurstück die Hälfte der Ge-
bühr des ersten Flurstücks 

4 
Telefonische Auskünfte zu aktuellen Bodenrichtwerten sind kosten-
frei. 

5 Grundstücksmarktbericht (gedruckt und gebunden)   70,00 Euro 

6 
aktueller Grundstücksmarktbericht (pdf-Datei, Ver-
sand per Mail) 

  50,00 Euro 

7 

Alle älteren Grundstücksmarktberichte, die der Gemeinsame Gut-
achterausschuss für den südwestlichen Rhein-Neckar-Kreis veröf-
fentlicht hat, können kostenfrei von der Webseite des Gutachter-
ausschusses heruntergeladen werden. 

8 
Auskunft aus der Kaufpreissammlung je Zeitraum, 
Objektart und Gebiet mit mind. 4 Kauffällen und bis 
zu 10 Kauffällen 

140,00 Euro 

9 Jeder weitere Kauffall    10,00 Euro 

10 
§ 13 der Gutachterausschussverordnung BW liegt der Erteilung der 
Auskunft aus der Kaufpreissammlung zugrunde. 

(5) Weitere Gebühren für die Beantwortung in Schriftform (Brief oder Mail), 

umsatzsteuerfrei: 

 

Auskunft über den Bodenrichtwert eines Flurstücks   30,00 Euro 

Werden im selben Antrag weitere Bodenrichtwerte zu an-
deren Flurstücken abgefragt, so beträgt die Gebühr für je-
des weitere Flurstück 

  25,00 Euro 

Werden im selben Antrag Bodenrichtwerte zu unterschiedli-
chen Stichtagen abgefragt, so beträgt die Gebühr je Flur-
stück pro Stichtag 

  25,00 Euro 

Grundstücksmarktbericht (Druckversion)   50,00 Euro 

Grundstücksmarktbericht (pdf-Datei, Versand per Mail)   30,00 Euro 

Auskunft aus der Kaufpreissammlung je Zeitraum, Gemein-
degebiet und Grundstücks- bzw. Gebäudetyp wie z. B. 
Landwirtschaftsfläche, Baugrundstück, Eigentumswohnung 
oder Ein- und Zweifamilienhäuser 

120,00 Euro 

 



§ 5 Änderung, Rücknahme oder Ablehnung eines Wertermittlungsan-

trags  

  

(1) Wird ein Antrag zum Abschluss der Bearbeitungszeit ergänzt oder geän-

dert z. B. um einen weiteren Stichtag oder neue Angaben zum Wertermitt-

lungsobjekt, so wird der hierdurch entstandene Mehraufwand nach Stun-

den analog Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) zusätz-

lich zur Gebühr nach § 4 abgerechnet. 

 

(2) Wird ein Antrag auf Erstattung eines Gutachtens zurückgenommen, bevor 

der Gemeinsame Gutachterausschuss einen Beschluss über den Wert des 

Gegenstandes gefasst hat, so wird, entsprechend des erreichten Bearbei-

tungsstands, eine Gebühr von bis zu 90 % der vollen Gebühr erhoben. Den 

Bearbeitungsstand stellt die Geschäftsstelle des Gutachterausschusses 

fest. 

  

(3) Wird ein Antrag erst nach dem Beschluss des Gemeinsamen Gutachter-

ausschusses zurückgenommen, so entstehen die vollen Gebühren.  

 

(4) Wird ein Antrag auf Erstattung eines Gutachtens vom Gutachterausschuss 

abgelehnt, wird die Gebühr entsprechend des erreichten Bearbeitungs-

stands erhoben. 

 

§ 6 Besondere Sachverständige, erhöhte Auslagen  

  

(1) Werden mit Zustimmung des Antragstellers besondere Sachverständige 

bei der Wertermittlung zugezogen (z. B. Sachverständige für Altlasten oder 

Beauftragung einer Laboranalyse), so hat der Gebührenschuldner die hier-

durch entstehenden Auslagen zusätzlich zu den Gebühren entsprechend 

dieser Satzung zu entrichten.  

  

(2) Entstandene Auslagen (z. B. für Grundbuchauszüge, Auskünfte aus dem 

Baulastenverzeichnis, dem Altlastenkataster usw.) sind gegen Nachweis 

der Auslage zu erstatten. 

§ 5 Änderung, Rücknahme oder Ablehnung eines Wertermittlungsan-

trags 

  

(1) Wird ein Antrag während der Bearbeitungszeit ergänzt oder geändert z. B. 

um einen weiteren Stichtag oder neue Angaben zum Wertermittlungsob-

jekt, so wird der hierdurch entstandene Mehraufwand nach Stunden analog 

Justizvergütungs- und –entschädigungsgesetz (JVEG) zusätzlich zur Ge-

bühr nach § 4 abgerechnet. 

 

(2) Wird ein Antrag auf Erstattung eines Gutachtens zurückgenommen, bevor 

der Gemeinsame Gutachterausschuss einen Beschluss über den Wert des 

Gegenstandes gefasst hat, so wird, entsprechend des erreichten Bearbei-

tungsstands, eine Gebühr von bis zu 90 % der vollen Gebühr erhoben.  

  

 

 

(3) Wird ein Antrag erst nach dem Beschluss des Gemeinsamen Gutachter-

ausschusses zurückgenommen, so entstehen die vollen Gebühren.  

 

(4) Wird ein Antrag auf Erstattung eines Gutachtens vom Gutachterausschuss 

abgelehnt, wird die Gebühr entsprechend des erreichten Bearbeitungs-

stands erhoben. 

 

§ 6 Besondere Sachverständige, erhöhte Auslagen  

  

(1) Werden mit Zustimmung des Antragstellers besondere Sachverständige 

bei der Wertermittlung zugezogen (z. B. Sachverständige für Altlasten oder 

Beauftragung einer Laboranalyse), so hat der Gebührenschuldner die hier-

durch entstehenden Auslagen zusätzlich zu den Gebühren entsprechend 

dieser Satzung zu entrichten.  

  

(2) Entstandene Auslagen (z. B. für Grundbuchauszüge, Auskünfte aus dem 

Baulastenverzeichnis, dem Altlastenkataster usw.) sind gegen Nachweis 

der Auslage zu erstatten. 

 



§ 7 Entstehung und Fälligkeit 

  

Die Gebühr entsteht nach der Beendigung der Wertermittlung mit der Be-
kanntgabe der Gebührenfestsetzung. Bei Zurücknahme oder Ablehnung des 
Antrags nach § 5 dieser Satzung entsteht die Gebühr mit der Zurücknahme 
oder Ablehnung. Sie wird einen Monat nach Bekanntgabe der Gebührenfest-
setzung an den Schuldner zur Zahlung fällig.  
 

§ 8 Datenschutz 

  
Der Gebührenschuldner erklärt sich mit der Beauftragung einer gebühren-

pflichtigen Leistung damit einverstanden, dass die zur Erstellung und Abwick-

lung der beantragten Leistung erforderlichen personenbezogenen Daten von 

der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses erhoben, verarbeitet und ge-

speichert werden. Ferner erklärt er sich damit einverstanden, dass die zur Er-

stellung des Gebührenbescheids erforderlichen Daten an die Stadtkämmerei 

der Stadt Schwetzingen übermittelt werden. Die Daten dürfen dort ausschließ-

lich zum Zweck der Gebührenfestsetzung, der Ausfertigung des Gebührenbe-

scheids und der Buchung verarbeitet und gespeichert werden. Jede Erhe-

bung, Verarbeitung und Speicherung personen- und objektbezogener Daten 

erfolgt unter Beachtung der geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen, 

insbesondere der Datenschutz Grundverordnung sowie des Landesdaten-

schutzgesetz Baden-Württemberg. 

Weitere Informationen zum Datenschutz erteilt die Geschäftsstelle des Gut-

achterausschusses.  

 

§ 9 Widerrufsrecht privater Verbraucher 

Privaten Verbrauchern steht ein gesetzliches Widerrufsrecht zu. Die Wider-

rufsfrist beträgt 14 Tage und beginnt mit Unterzeichnung und Absendung des 

Antrags. Der private Verbraucher hat das Recht einen Antrag für z. B. ein Ver-

kehrswertgutachten innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen zu wi-

derrufen. Um dieses Recht auszuüben muss er der Geschäftsstelle des Gut-

achterausschusses mittels einer eindeutigen Erklärung per  

§ 7 Entstehung und Fälligkeit 

  

Die Gebühr entsteht nach der Beendigung der Wertermittlung mit der Be-

kanntgabe der Gebührenfestsetzung. Bei Zurücknahme oder Ablehnung des 

Antrags nach § 5 dieser Satzung entsteht die Gebühr mit der Zurücknahme 

oder Ablehnung. Sie wird einen Monat nach Bekanntgabe der Gebührenfest-

setzung an den Schuldner zur Zahlung fällig.  

 

 

  



Post oder Mail seinen Entschluss mitteilen, diesen Vertrag zu widerrufen. Zur 

Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass er die Mitteilung über die Aus-

übung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Frist absendet.  

Der private Verbraucher kann im Antrag auf sein Recht auf Widerruf verzich-

ten, wenn er beispielsweise einen Grundstücksmarktbericht beantragt und 

möchte, dass die Zusendung nicht erst in 14 Tagen erfolgt. Dieser Hinweis 

muss eindeutig aus dem Antrag hervorgehen. 

 

§ 10 Übergangsbestimmungen  

  

Für Leistungen des Gemeinsamen Gutachterausschusses, die vor Inkrafttre-

ten dieser Satzung beantragt wurden, gilt die bisherige Gebührensatzung.  

  

§ 11 Inkrafttreten  

  

Diese Satzung tritt am 01.06.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über 

die Erhebung von Gebühren durch den Gutachterausschuss (Gutachteraus-

schussgebührensatzung) vom 01.08.2022 außer Kraft. 
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